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Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 27.
Juli 2017 wird mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen, dass festgestellt wird, dass die
KlÃ¤gerin im Rahmen ihrer TÃ¤tigkeit als VertretungsÃ¤rztin in der
Gemeinschaftspraxis der Beigeladenen Ziff. 3 und 4 seit dem 5. Mai 2014 nicht der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterliegt.

Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin auch deren auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten. Kosten der Beigeladenen sind in beiden
RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber den sozialversicherungsrechtlichen Status der
KlÃ¤gerin, einer FachÃ¤rztin fÃ¼r Haut- und Geschlechtskrankheiten, hinsichtlich
ihrer fÃ¼r die Beigeladenen zu 3) und 4) ab 05.05.2014 ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als
VertretungsÃ¤rztin.

Die Beigeladenen zu 3) und 4) betreiben eine hautÃ¤rztliche Gemeinschaftspraxis in
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der Rechtsform einer Gesellschaft bÃ¼rgerlichen Rechts als Praxisinhaber in S. Die
Gesellschaft beschÃ¤ftigt nichtÃ¤rztliches Personal (drei VollzeitkrÃ¤fte, drei in
geringfÃ¼gigem Umfang), angestellte Ã�rzte werden nicht beschÃ¤ftigt.

Die KassenÃ¤rztliche Vereinigung (KV) Baden-WÃ¼rttemberg genehmigte dem
Beigeladen zu 3), die KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 05.05.2014 bis 30.04.2015 einen
halben Tag/Woche als Vertreterin einzusetzen (Bescheid vom 05.06.2014).

Die KlÃ¤gerin beantragte am 10.11.2014 bei der Beklagten hinsichtlich ihrer
TÃ¤tigkeit fÃ¼r die "Gemeinschaftspraxis Dr. med. T." die Feststellung ihres
sozialversicherungsrechtlichen Status. Zuvor hatte sie bei der Beklagten am
05.05.2014 einen Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach Â§
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) gestellt,
dessen Bearbeitung die Beklagte mit Verweis auf die fehlende Feststellung der
Versicherungspflicht und dem Hinweis auf das Verfahren nach Â§ 7a Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV) zurÃ¼ckstellte (Schreiben vom 19.09.2014).

Im zwischen den Praxisinhabern und der KlÃ¤gerin am 01.05.2014 geschlossenen
Vertretungsvertrag ist in Â§ 1 eine TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Praxisinhaber
ab 05.05.2014 vereinbart worden. Der Vertrag kÃ¶nne mit einer Frist von vier
Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats gekÃ¼ndigt werden, das
Recht zur fristlosen KÃ¼ndigung aus wichtigem Grund bleibe unberÃ¼hrt. Der
Vertrag ende in jedem Fall in dem Zeitpunkt, in dem die Genehmigung der KV zur
BeschÃ¤ftigung eines Vertreters ende. Die BeschÃ¤ftigung eines Vertreters durch
die beiden Praxisinhaber mit jeweils einem halben Tag/Woche sei der KV angezeigt
worden (Â§ 2). Unter Â§ 3 ("Pflichten des Vertreters") hat sich die KlÃ¤gerin
verpflichtet, die allgemeinen Anordnungen des Praxisinhabers zu beachten,
insbesondere zur ordnungsgemÃ¤Ã�en Dokumentation. Sie trage ferner die
alleinige Verantwortung fÃ¼r die ordnungsgemÃ¤Ã�e FÃ¼hrung der Praxis fÃ¼r
Rechnung des Praxisinhabers und sei bei unverschuldeter Verhinderung nicht
verpflichtet, fÃ¼r Ersatz zu sorgen. Im Ã�brigen sei sie bei der AusÃ¼bung ihrer
Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit an Weisungen des Praxisinhabers nicht gebunden. Es wurde
eine pauschale VergÃ¼tung in HÃ¶he von 65 EUR pro Arbeitsstunde vereinbart und
vermerkt, dass die KlÃ¤gerin fÃ¼r ihre persÃ¶nliche Haftpflicht im Rahmen des
Vertrages Ã¼ber eine Berufshaftpflicht in ausreichendem Umfang verfÃ¼gt. Sie
verpflichtete sich zudem, den Praxisinhaber von SchadensersatzansprÃ¼chen
Dritter, die in AusÃ¼bung der VertretertÃ¤tigkeit entstanden sind und fÃ¼r die eine
Versicherung des Praxisinhabers nicht eintritt, freizustellen. Gleiches gelte fÃ¼r
RegressansprÃ¼che der KV aus der VertretertÃ¤tigkeit.

ErgÃ¤nzend gaben die Beigeladen zu 3) und 4) auf Anfrage an, dass die Vertretung
aufgrund einer Erziehungszeit des Beigeladenen zu 3) bzw. aufgrund von
Urlaub/Freizeit des Beigeladenen zu 4) erfolge und die Ã�bernahme von
Sprechstundenzeiten in einem zeitlichen Umfang von 10 Std./Woche beinhalte.
Ferner lÃ¤gen keine besonderen BeschrÃ¤nkungen vor, die Ã¼ber die Nutzung der
PraxisrÃ¤ume, die Einhaltung der Sprechzeiten und die Verpflichtung, im Namen
des Praxisinhabers abzurechnen, hinausgingen.
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Die KlÃ¤gerin fÃ¼hrte unter dem 23.11.2014 aus, dass die Vertretung des
Beigeladenen zu 4) aufgrund von Urlaub/Freizeit nicht genehmigungspflichtig,
sondern nur meldepflichtig sei, weswegen diesbezÃ¼glich kein Schreiben der KV
vorliege. Sie Ã¼bernehme die Sprechstundenzeiten des jeweilig abwesenden
Praxisinhabers, aktuell zweimal fÃ¼nf Stunden pro Woche. Das zeitliche AusmaÃ�
richte sich nach ihren MÃ¶glichkeiten und werde von ihr aufgrund unterschiedlicher
Faktoren (u. a. zeitliche Betreuung der Kinder) bestimmt.

Mit Schreiben vom 17.03.2015 hÃ¶rte die Beklagte die KlÃ¤gerin und die
Beigeladenen zu 3) und 4) zur Absicht, einen Bescheid Ã¼ber das Vorliegen einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung zu erlassen, und Versicherungspflicht in der Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung
festzustellen, an.

Hierauf lieÃ� die KlÃ¤gerin weiter vortragen, insbesondere, dass kein
Weisungsrecht der Praxisinhaber bestehe und keine "TeilzeitbeschÃ¤ftigung"
vereinbart sei. Sie sei in der Einteilung ihrer Arbeitszeit vollkommen frei, kÃ¶nne
EinsÃ¤tze ohne BegrÃ¼ndung und ohne vertragliche Konsequenzen jederzeit
ablehnen und sei sogar berechtigt, im Verhinderungsfall ihre Leistung durch Dritte
zu erbringen. Die Anwesenheit des anderen Praxisinhabers habe keine
Auswirkungen auf die VertretertÃ¤tigkeit. Sie sei Ã¼ber die DienstplÃ¤ne des
anderen Arztes nicht informiert, hierzu bestehe weder eine Verpflichtung noch eine
Notwendigkeit, da sie in die Arbeitsorganisation nicht eingebunden sei. Es sei
zudem keine BeschÃ¤ftigung genehmigt worden, sondern eine Vertretung. Eine
erfolgsunabhÃ¤ngige StundenvergÃ¼tung sei auch zugunsten des klagenden
Arztes gewertet worden. Es liege zudem nicht nur eine eigene
Haftpflichtversicherung vor, sondern es seien zudem Regelungen Ã¼ber
AnsprÃ¼che Dritter und RegressmÃ¶glichkeiten getroffen worden, die bei Vorliegen
einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung unwirksam wÃ¤ren. Die Freistellung und die
RegressmÃ¶glichkeit sei aber von den Vertragsparteien gewollt. Ferner wies sie
darauf hin, dass sie im Herbst 2015 weitere Vertretungen in Arztpraxen
Ã¼bernehmen werde.

Mit Bescheiden vom 30.04.2015 stellte die Beklagte gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin und
den Beigeladenen zu 3) und 4) fest, dass die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als Ã�rztin bei
der Gemeinschaftspraxis der Beigeladenen zu 3) und 4) seit 05.05.2014 im Rahmen
eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt werde. In dem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bestehe Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung. Die
Versicherungspflicht beginne am 05.05.2014. Nach Darstellung der
Abgrenzungskriterien fÃ¼hrte die Beklagte aus, dass folgende Merkmale fÃ¼r ein
abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sprechen: Die KlÃ¤gerin arbeite Teilzeit in
einer fremden Praxis und Arbeitsorganisation mit, der Arbeitgeber sei eine
Gemeinschaftspraxis und die KlÃ¤gerin vertrete den jeweils abwesenden Arzt, d. h.
der Inhaber sei "vor Ort". Die Vertretung des jeweiligen Arztes werde nicht
vollumfÃ¤nglich Ã¼bernommen. Es erfolge lediglich eine stundenweise und
regelmÃ¤Ã�ige Ã�bernahme von Sprechzeiten der Inhaber. Es liege eine
Genehmigung fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung vor. Die KlÃ¤gerin unterliege
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BeschrÃ¤nkungen, die Ã¼ber die Einhaltung der Sprechzeiten und der Verpflichtung
der Nutzung der PraxisrÃ¤ume hinausgingen und sie erhalte eine
erfolgsunabhÃ¤ngige StundenvergÃ¼tung. Als Merkmale fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit gab die Beklagte den Besitz einer eigenen Haftpflichtversicherung an.
Nach GesamtwÃ¼rdigung aller zur Beurteilung der TÃ¤tigkeit relevanten Tatsachen
wÃ¼rden die Merkmale fÃ¼r ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
Ã¼berwiegen. Die Versicherungspflicht beginne mit der Aufnahme der
BeschÃ¤ftigung.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein und trug ergÃ¤nzend vor, dass sie
zwei voneinander unabhÃ¤ngige Auftraggeber habe und den jeweils abwesenden
Arzt der Gemeinschaftspraxis vertrete. Beide VertretertÃ¤tigkeiten seien bei der KV
getrennt und unabhÃ¤ngig voneinander angemeldet. DarÃ¼ber hinaus liege der
zeitliche Umfang der VertretertÃ¤tigkeit allein in ihrem Ermessen und allein in ihrer
Entscheidungsgewalt. Es wÃ¼rden durch den jeweiligen Auftraggeber keine
Auflagen, keine Weisungen und auch sonst keine zeitlichen Vorgaben gemacht. Die
Auftraggeber nÃ¤hmen Angebote zur Vertretung einzelfallbezogen an. Insofern
kÃ¶nne es auch keine "vereinbarte Dienstzeit" geben. Bei den von ihr
aufgewendeten Arbeitsmitteln handele es sich nicht nur um Berufsbekleidung,
sondern auch um den Einsatz eines eigenen Dermatoskops und um Fachliteratur,
ferner fielen Kosten fÃ¼r die Teilnahme an notwendigen Fortbildungen usw. an. Ein
unternehmerisches Risiko liege wie bei jeder freiberuflichen TÃ¤tigkeit in der
ZahlungsunfÃ¤higkeit des jeweiligen Auftraggebers vor.

Der Beigeladene zu 3) fÃ¼hrte unter dem 23.06.2015 ergÃ¤nzend unter anderem
aus, dass die KlÃ¤gerin fÃ¼r anfallende Hausbesuche ihr eigenes Kfz nutze und die
Termine frei vereinbaren kÃ¶nne. Ein unternehmerisches Risiko bestehe, weil das
Honorar nur bei tatsÃ¤chlicher Leistungserbringung bezahlt werde und bei
Krankheit oder Abwesenheit entfalle. Die eigene Ausstattung wie Computer,
Software, Online-Anschluss, Telefon, Dienstleistung, PKW, medizinisches
Instrumentarium, Fachliteratur, Fort- und Weiterbildungskosten sowie
gegebenenfalls Ã�bernachtungskosten mÃ¼ssten durch eigenes Kapital finanziert
werden, von den Kosten fÃ¼r Haftpflicht, Rechtsschutz und BG-BeitrÃ¤gen ganz zu
schweigen. Die KlÃ¤gerin sei eine Vertreterin, die die Praxis in Abwesenheit eines
oder beider (was urlaubsbedingt ca. jede vierte Woche eintrete) Inhaber(s)
selbststÃ¤ndig fÃ¼hre.

Mit Widerspruchsbescheid vom 14.01.2016 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Entscheidungserheblich sei, dass sich die KlÃ¤gerin verpflichtet habe, in
der Gemeinschaftspraxis der Beigeladenen zu 3) und 4) die ambulante Versorgung
derer Patienten zu Ã¼bernehmen. Sie habe damit regelmÃ¤Ã�ige Arbeits- und
Anwesenheitszeiten einzuhalten, die sie mit der Gemeinschaftspraxis abgesprochen
habe. Sie erscheine in AusÃ¼bung ihrer TÃ¤tigkeit nach auÃ�en als Mitarbeiterin
der Praxis. Im allgemeinen GeschÃ¤ftsverkehr wÃ¼rde sie bei der AusÃ¼bung der
TÃ¤tigkeit nicht als selbststÃ¤ndig TÃ¤tige wahrgenommen. Die PraxisrÃ¤ume â��
einschlieÃ�lich des Hilfspersonals und der erforderlichen Arbeitsmittel â�� wÃ¼rden
ohne Rechnungsstellung zur VerfÃ¼gung gestellt. Eigenes Kapital setze die
KlÃ¤gerin nicht ein. Die VergÃ¼tung erfolge auf der Grundlage eines festen
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Stundenhonorars i. H. v. 65 EUR, welches kein Verlustrisiko erkennen lasse. Die
KlÃ¤gerin rechne weder direkt mit den Patienten noch mit der Krankenkasse ab.
Das Indiz, Ã¼ber die Annahme oder Ablehnung bestimmter Vertragsangebote zu
entscheiden, treffe sowohl auf selbststÃ¤ndig TÃ¤tige als auch auf unstÃ¤ndig
abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigte zu. In TÃ¤tigkeitsbereichen, die in der Regel durch
kurzfristige BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse gekennzeichnet seien, hÃ¤tten die
einzelnen BeschÃ¤ftigten indes auch die MÃ¶glichkeit, frei zu entscheiden, ob sie
den angebotenen Arbeitsvertrag annehmen oder ihn aufgrund der unzureichenden
VergÃ¼tung oder Terminierung ablehnen. Vielmehr kÃ¶nne im Umkehrschluss nur
damit argumentiert werden, dass bei Vorliegen einer vertraglichen Verpflichtung zur
Annahme bestimmter AuftrÃ¤ge ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
vorliege. Das vorgebrachte Indiz zur freien Auftragsannahme sei nicht dazu
geeignet, das Vorliegen einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nachzuweisen.
Sozialversicherungsrechtlich relevant seien die UmstÃ¤nde ab Annahme des
Einzelauftrags, insbesondere der tatsÃ¤chlichen Leistungserbringung. Obwohl
angefÃ¼hrt werde, dass die KlÃ¤gerin ihre Arbeitszeit frei gestalten kÃ¶nne, sei sie
in der Disposition ihrer Arbeitszeit keineswegs frei, es bestehe eine tatsÃ¤chliche
Verpflichtung, die Ã¼bertragenen Aufgaben zu einem bestimmten Zeitpunkt
auszufÃ¼hren. Eine nur gelegentliche Beauftragung sei hierbei nicht gleichzusetzen
mit einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit, eine flexible Arbeitszeitgestaltung sei auch
bei BeschÃ¤ftigten durchaus Ã¼blich. Ein gewichtiges Indiz fÃ¼r eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sei das mit dem Einsatz eigenen Kapitals verbundene
erhebliche Unternehmerrisiko. Die KlÃ¤gerin erhalte eine nach Dauer und
Arbeitsleistung bemessene VergÃ¼tung. Ein Unternehmerrisiko sei bei der
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit somit nicht zu erkennen. Es sei unerheblich, dass der
finanzielle Erfolg des BeschÃ¤ftigten von dessen beruflicher TÃ¼chtigkeit
abhÃ¤ngig sei. Die Chance, lÃ¤nger oder mehr zu arbeiten, um so ein hÃ¶heres
Entgelt zu erzielen, sei nicht die spezielle Chance des Unternehmers.
Unternehmerisches Risiko sei gekennzeichnet durch den Einsatz eigenen Kapitals
bzw. eigener Betriebsmittel, deren wirtschaftlicher Erfolg ungewiss sei. Die
KlÃ¤gerin setze ausschlieÃ�lich die eigene Arbeitskraft ein und sei funktionsgerecht
dienend in einer fremden Arbeitsorganisation tÃ¤tig. Das Risiko, fÃ¼r ihre Arbeit
kein Entgelt zu erhalten bzw. bei nicht zufriedenstellender Leistung nicht weiter
beschÃ¤ftigt bzw. beauftragt zu werden, stelle kein unternehmerisches Risiko im
Sinne der Rechtsprechung dar. Hier wÃ¼rden die benÃ¶tigten RÃ¤umlichkeiten und
Arbeitsmittel zur VerfÃ¼gung gestellt, der zeitliche Rahmen der TÃ¤tigkeit werde
durch die GeschÃ¤ftszeit oder durch die VerfÃ¼gbarkeit der Arbeitsmittel stark
begrenzt. Weil weder eigenes Kapital noch eigene Betriebsmittel eingesetzt
wÃ¼rden, durch die bei Erzielung geringerer UmsÃ¤tze die Gefahr des Verlustes
bestÃ¼nde, sei das Vorliegen eines fÃ¼r die selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit typischen
unternehmerischen Risikos zu verneinen. FreirÃ¤ume inhaltlicher Art resultierten
vorliegend aus der hohen fachlichen Qualifikation und stÃ¼nden beschÃ¤ftigten
Ã�rzten regelmÃ¤Ã�ig ebenfalls zu. Dies lÃ¶se aber nicht die Eingliederung in die
Arbeitsorganisation, weil sie innerhalb der Praxis an die ArbeitsablÃ¤ufe und die
Organisationsstrukturen gebunden sei. Allein der Wille der vertragsschlieÃ�enden
Parteien bestimme auch nicht, ob die TÃ¤tigkeit als BeschÃ¤ftigung oder
SelbststÃ¤ndigkeit definiert werde.
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Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 15.02.2016 Klage zum Sozialgericht Karlsruhe (SG)
erhoben und unter Wiederholung und Vertiefung ihres bisherigen Vortrages an ihrer
Rechtsauffassung festgehalten und ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, es komme auf das
MaÃ� der Eingliederung in eine fremdbestimmte betriebliche Organisation an.
Durch die bestehenden Sprechzeiten sei kein Weisungsrecht der Praxisinhaber
hinsichtlich der Arbeitszeiten begrÃ¼ndet worden, weil solche in der Natur der
Sache lÃ¤gen. Gleiches gelte fÃ¼r den Umstand, dass die TÃ¤tigkeit in den
PraxisrÃ¤umen erbracht werde. Sie kÃ¶nne zudem auch fÃ¼r andere Auftraggeber
tÃ¤tig werden und sei ferner nicht dadurch in die Arbeitsorganisation eingebunden,
dass sie in einer fremden Praxis und Arbeitsorganisation mitarbeite. Es sei zwar
zutreffend, dass in der Praxis regelmÃ¤Ã�ig auch medizinische Fachangestellte
tÃ¤tig seien. Dies bedeute aber nicht, dass sie gegenÃ¼ber diesen in
organisatorischer und/oder personeller Hinsicht weisungsbefugt sei. Die
medizinischen Fachangestellten verrichteten ihre TÃ¤tigkeit am Empfang, riefen die
Patienten auf, fÃ¼hrten diese ins Behandlungszimmer und verrichteten Hilfsdienste
aufgrund der von den Praxisinhabern eingerichteten Organisation. Sie greife hierin
nicht ein. Diese Zusammenarbeit fÃ¼hre nicht dazu, dass sie damit schon in die
Betriebsstruktur der Praxisinhaber eingegliedert sei, denn es handele sich um die
im Praxisalltag Ã¼bliche und notwendige Vorgehensweise der Fachangestellten,
aus der sich noch keine Eingliederung der KlÃ¤gerin in die Praxisorganisation
ergebe. Entsprechendes gelte auch fÃ¼r die von der Beklagten angefÃ¼hrte
Anwesenheit eines der Praxisinhaber, denn dieser erteile ihr keinerlei Weisungen.
Dies sei zudem vertraglich ausgeschlossen. Sie kÃ¶nne den Einsatz ihrer
Arbeitskraft selbst steuern, sie entscheide allein, wann, wo und wie hÃ¤ufig sie
tÃ¤tig sei. Auch angesichts der fehlenden Kontrolle durch die Praxisinhaber erhalte
sie grÃ¶Ã�ere FreirÃ¤ume und damit einen grÃ¶Ã�eren Entscheidungs- und
Handlungsspielraum im Rahmen ihrer Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit. Sie wies darauf hin,
dass sie derzeit (September 2016) eine weitere Praxisvertretung habe und ab
November 2016 eine Vertretung Ã¼bernehme.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten und hat ihrerseits auf eine
Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) Mecklenburg-Vorpommern vom
23.01.2013 (L 7 R 78/11) verwiesen. Die KlÃ¤gerin hat hierauf erwidert (Schriftsatz
vom 09.11.2016).

Nach Beiladung mit BeschlÃ¼ssen vom 03.11.2016 und 10.04.2017 sowie
AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin und des Beigeladenen zu 3) sowie des Beigeladenen zu 4)
im Termin der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 27.07.2017 (vergleiche die
Niederschrift vom selben Tag) hat das SG mit Urteil vom 27.07.2017 den Bescheid
vom 30.04.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.01.2016
aufgehoben und festgestellt, dass die KlÃ¤gerin im Rahmen ihrer TÃ¤tigkeit als
VertretungsÃ¤rztin der Gemeinschaftspraxis der Beigeladenen zu 3) und 4) seit
dem 05.05.2014 nicht der Beitragspflicht in der gesetzlichen Kranken-, Pflege-und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterliege. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin ihre TÃ¤tigkeit als
FachÃ¤rztin fÃ¼r Haut- und Geschlechtskrankheiten in der Gemeinschaftspraxis der
Beigeladenen zu 3) und 4) im Rahmen einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bt habe, fÃ¼r die eine Versicherungspflicht nicht bestehe. Unter
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BerÃ¼cksichtigung nÃ¤her dargelegter GrundsÃ¤tze gelange die Kammer unter
AbwÃ¤gung aller UmstÃ¤nde zu der Ã�berzeugung, dass die KlÃ¤gerin im Rahmen
der hier streitgegenstÃ¤ndlichen VertretungstÃ¤tigkeit seit Mai 2014 selbststÃ¤ndig
tÃ¤tig sei. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG), welcher sich
die erkennende Kammer anschlieÃ�e, bestehe bei der Beurteilung des
sozialversicherungsrechtlichen Status eines Arztvertreters nach den Vorschriften
der Zulassungsverordnung fÃ¼r VertragsÃ¤rzte (Ã�rzte-ZV) ein gewichtiges Indiz
fÃ¼r das Vorliegen einer selbststÃ¤ndigen/freiberuflichen TÃ¤tigkeit (unter Verweis
auf BSG, Urteil vom 27.05.1959 â�� 3 RK 18/55 â��). Die Versicherungspflicht setze
persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit von dem Arbeitgeber voraus, welche im Rahmen von
zugelassenen Arztvertretungen nach Â§ 32 Ã�rzte-ZV in der Regel nicht vorliegen
dÃ¼rfte. Zwar Ã¼bten Arztvertreter in der Regel im Rahmen ihrer
VertretertÃ¤tigkeit keine eigene Praxis aus, seien aber gehalten, die Patienten in
den PraxisrÃ¤umen der Vertreter-Praxis zu behandeln, die Sprechstunden
fortzufÃ¼hren und sich der von der Praxis angestellten HilfskrÃ¤fte sowie
rÃ¤umlichen und sachlichen Mittel zu bedienen. Solche fÃ¼r eine AbhÃ¤ngigkeit
eines Arztvertreters sprechenden UmstÃ¤nde treten jedoch gegenÃ¼ber der
Tatsache zurÃ¼ck, dass dieser â�� sofern nicht ausdrÃ¼cklich oder stillschweigend
andere, nach Ã¤rztlichem Berufsrecht zulÃ¤ssige Vereinbarungen getroffen seien
â�� bei der AusÃ¼bung der Vertretung nicht den Weisungen des Praxisinhabers
unterworfen sei. Der Praxisinhaber sei insbesondere nicht berechtigt, in die
AusÃ¼bung der Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit seines Vertreters durch Weisungen
einzugreifen. Der Vertreter allein trage die Verantwortung fÃ¼r die Ã¤rztliche
TÃ¤tigkeit. Seine TÃ¤tigkeit sei zwar nicht schon deshalb als selbststÃ¤ndig
anzusehen, weil er Ã¼ber die Ã¤rztliche Behandlung frei entscheiden kÃ¶nne.
Wesentlich sei vielmehr, dass der Vertreter die Praxis im Rahmen der Vertretung in
eigener Verantwortung fÃ¼hre. Die in der Regel gegenÃ¼ber dem Praxisinhaber
bestehenden Verpflichtungen, die Praxis in der gewohnten Weise, das heiÃ�t in der
Regel in den PraxisrÃ¤umen und unter Einhaltung der Ã¼blichen Sprechstunden,
fortzufÃ¼hren und dabei auch die kassenÃ¤rztlichen Verpflichtungen â�� z. B.
hinsichtlich wirtschaftlicher Verordnungsweise â�� bei der Behandlung der
Patienten zu erfÃ¼llen, stellten Bindungen gegenÃ¼ber dem Praxisinhaber dar, die
sich zwar auch auf die zu leistenden Dienste bezÃ¶gen, deren ErfÃ¼llung der
Vertreter aber aufgrund freier EntschlieÃ�ung verspreche, ohne damit dem
Praxisinhaber ein nach seinem Ermessen auszuÃ¼bendes Weisungsrecht
zuzugestehen. Eine AbhÃ¤ngigkeit des Arztvertreters kÃ¶nne nicht damit
begrÃ¼ndet werden, dass er im Rahmen eines fremden "Arztbetriebes" tÃ¤tig
werde und die Patienten regelmÃ¤Ã�ig in den RÃ¤umen des Praxisinhabers
behandele, die von diesem festgelegten Sprechstunden einhalte, die in der Praxis
vorhandenen Instrumente etc. nutze und sich des vorhandenen Ã¤rztlichen
Hilfspersonals bediene. Um eine "Eingliederung" in einen fremden Betrieb
annehmen zu kÃ¶nnen, mÃ¼sse ein UnterordnungsverhÃ¤ltnis vorliegen, das
indessen beim Arztvertreter nicht bestehe. Seine Stellung unterscheide sich
insoweit grundlegend von derjenigen anderer, in einer Ã¤rztlichen Praxis oder Klinik
eingegliederter Arbeitnehmer. Der Arztvertreter habe fÃ¼r seine Person keinen
Vorgesetzten. Ebenso wie der Kassenarzt selbst einen freien Beruf ausÃ¼be, sei
auch sein Vertreter freiberuflich tÃ¤tig und daher nicht in die Hierarchie eines
Betriebes als dienendes, weisungsgebundenes Glied eingeordnet. Der Arztvertreter

                             7 / 17

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=3%20RK%2018/55


 

nehme vielmehr fÃ¼r die Dauer seiner TÃ¤tigkeit die Stelle des Praxisinhabers ein
und erfÃ¼lle, soweit in der Arztpraxis Arbeitnehmer tÃ¤tig seien, zeitweilig selbst
dessen Arbeitgeberfunktionen. Dieser Umstand schlieÃ�e grundsÃ¤tzlich aus, ihn
zugleich als in den Betrieb des Praxisinhabers "eingegliedert" anzusehen. Anders als
in dem vom BSG zum Praxisvertreter entschiedenen Fall einer Einzelpraxis habe die
KlÃ¤gerin vorliegend nicht die komplette Stellung der Praxisinhaber Ã¼bernommen,
sondern nur einen Ausschnitt hinsichtlich der reinen Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit, denn in
der Praxis sei (teilweise an denselben Tagen) ein weiterer Gesellschafter als
Praxisinhaber tÃ¤tig gewesen. Jedenfalls in solchen FÃ¤llen stehe das Vorliegen
einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nicht allein deshalb fest, weil eine
Praxisvertretung im Sinne von Â§ 32 Abs. 1 Satz 2 bzw. Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Ã�rzte-
ZV streitig sei. Die VertretertÃ¤tigkeit sei demnach zwar ein gewichtiges Indiz fÃ¼r
eine nach allgemeiner Anschauung ausgeÃ¼bte selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit (mit
Verweis auf LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 21.02.2017 â�� L 11 R 2433/16
â��). Ob die Voraussetzungen fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vorliegen, sei
jedoch im Einzelfall im Rahmen einer GesamtabwÃ¤gung festzustellen. FÃ¼r die
Frage, ob ein Arztvertreter in einer Gemeinschaftspraxis aufgrund eines Arbeits-
oder DienstverhÃ¤ltnisses beschÃ¤ftigt sei, komme es also maÃ�gebend darauf an,
ob der Arzt nach dem Gesamtbild seiner TÃ¤tigkeit in einem persÃ¶nlichen oder
wirtschaftlichen AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis zu dem Praxisinhaber stehe. Eine
Weisungsfreiheit in AusÃ¼bung der Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit berÃ¼hre eine
persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit nicht. Fachlich bestehe bei Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeiten
aus der Natur der Sache eine weitgehend weisungsfreie TÃ¤tigkeit, die nur bei der
Eingliederung in Hierarchien durchbrochen werde. Die fachlich eigenverantwortliche
TÃ¤tigkeit als HautÃ¤rztin entspreche dem Wesen der Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit und
sei als solche nicht aussagekrÃ¤ftig. FÃ¼r eine Eingliederung sprÃ¤chen im
vorliegenden Fall grundsÃ¤tzlich die Vorgabe der Praxisorganisation sowie die
Nutzung der rÃ¤umlichen, sÃ¤chlichen und personellen Mittel der Praxis. Allerdings
folge dies ebenfalls aus der Natur der Sache hinsichtlich der Organisation einer
Arztpraxis. Ein maÃ�gebliches Kriterium liege hierin nicht. Auf der anderen Seite sei
zu berÃ¼cksichtigen, dass der KlÃ¤gerin keine festen Arbeitszeiten oder
Sprechstunden ohne vorherige Absprache und gegen ihren Willen zugewiesen
worden seien, sondern ihr freigestanden habe, an welchen Tagen sie eine
Vertretung Ã¼bernehmen wolle. Die MÃ¶glichkeit, AuftrÃ¤ge anzunehmen oder
abzulehnen, kÃ¶nne als Indiz fÃ¼r das Vorliegen einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
angesehen werden, weil damit die KlÃ¤gerin Ã¼ber den Umfang ihrer TÃ¤tigkeit
selbst bestimme. Zudem seien der KlÃ¤gerin Ã¼ber das in der Praxis vorhandene
EDV-System hinaus keine Vorgaben hinsichtlich der konkreten
Patientendokumentation verbindlich erteilt worden. Sie nutze darÃ¼ber hinaus
eigene AufklÃ¤rungsprotokolle. Auch eine Ã�berwachung von
Fortbildungsteilnahmen von Seiten der Praxis sei nicht erfolgt. Nicht zu
vernachlÃ¤ssigen sei schlieÃ�lich, dass die KlÃ¤gerin â�� im Gegensatz zu dem
Ã¼brigen Personal â�� an den wÃ¶chentlich stattfindenden Teambesprechungen
nicht habe teilnehmen mÃ¼ssen. Von Seiten der Gemeinschaftspraxis sei ihr â�� im
Gegensatz zu den (nichtÃ¤rztlichen) Angestellten der Praxis â�� keine
Arbeitskleidung vorgegeben bzw. zur VerfÃ¼gung gestellt worden. Auch habe es in
Bezug auf die KlÃ¤gerin kein elektronisches oder sonstiges Zeiterfassungssystem
gegeben. Die KlÃ¤gerin sei in der AuÃ�enwirkung nicht als angestellte Ã�rztin der
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Gemeinschaftspraxis dargestellt worden. Weder auf der Homepage noch auf dem
Praxisschild und dem Briefkopf der Praxis sei sie aufgefÃ¼hrt gewesen. Rezepte
und Befundberichte seien von ihr jeweils "i. V." der Gemeinschaftspraxis
abgezeichnet worden. Zu erkennen sei daher, dass die KlÃ¤gerin zwar gewissen
organisatorischen ZwÃ¤ngen folgend nicht vÃ¶llig frei neben der betrieblichen
Organisation der Gemeinschaftspraxis gearbeitet habe, sie sei jedoch nicht in
vergleichbarem MaÃ�e eingegliedert gewesen, wie dies ein angestellter Arzt
gewesen wÃ¤re. Zu Recht fÃ¼hre die Beklagte an, dass ein Unternehmerrisiko auf
Seiten der KlÃ¤gerin nicht zu erkennen sei. Aus dem allgemeinen Risiko, auÃ�erhalb
der Erledigung einzelner AuftrÃ¤ge zeitweise die eigene Arbeitskraft nicht
verwerten zu kÃ¶nnen, folge noch kein Unternehmerrisiko wegen der einzelnen
EinsÃ¤tze (unter Verweis auf BSG, Urteil vom 28.09.2011 â�� B 12 R 17/09 R â��).
Bei Betrachtung der gesamten TÃ¤tigkeit als VertragsÃ¤rztin erscheine es jedoch
auch nicht sachgerecht, allein aufgrund des vereinbarten pauschalen
Stundenhonorars von 65 EUR ein unternehmerisches Risiko auszuschlieÃ�en. Eine
stundenweise Abrechnung biete sich im Falle von stundenweisen bzw.
halbtÃ¤glichen TÃ¤tigkeiten viel eher an als eine aufwendig zu berechnende
VergÃ¼tung nach einzelnen Ã¤rztlichen Diensten entsprechend der
GebÃ¼hrenordnung fÃ¼r Ã�rzte oder nach dem Einheitlichen BewertungsmaÃ�stab
fÃ¼r Ã¤rztliche Leistungen unter Abzug von Praxiskosten. Die VergÃ¼tung sei
daher als neutrales Kriterium zu sehen. Unbeachtlich sei im Rahmen der
GesamtabwÃ¤gung, dass keine Arbeitnehmerschutzrechte, wie die Lohnfortzahlung
im Krankheitsfall oder bezahlter Urlaub, vereinbart worden seien. Denn solche
Vertragsgestaltungen seien als typisch anzusehen, wenn beide Seiten eine
selbststÃ¤ndige freie Mitarbeit wollten. In der GesamtabwÃ¤gung spreche vor allem
die fehlende konkrete Eingliederung in die Praxis fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit. Insoweit spreche auch die Stellung des Arztvertreters und der
tatsÃ¤chliche Wille der Vertragsparteien, keine sozialversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung begrÃ¼nden zu wollen, fÃ¼r dieses Ergebnis. Diesem Willen
komme nach der Rechtsprechung des BSG indizielle Bedeutung dann zu, wenn er
den festgestellten sonstigen tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen nicht offensichtlich
widerspreche und durch weitere Aspekte gestÃ¼tzt werde bzw. die Ã¼brigen
UmstÃ¤nde gleichermaÃ�en fÃ¼r SelbststÃ¤ndigkeit wie fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung
sprechen. Dies sei hier der Fall.

Gegen das der Beklagten am 08.09.2017 zugestellte Urteil hat diese am 20.09.2017
Berufung zum LSG Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie
ausgefÃ¼hrt, dass die SozialversicherungstrÃ¤ger gemeinschaftlich die Auffassung
vertreten, dass Ã�rzte in ihren eigentlichen Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeiten keinen
Weisungen unterliegen. Es komme daher entscheidend darauf an, inwieweit der
Arzt in eine fremde Arbeitsorganisation eingegliedert sei. Diese Eingliederung
kÃ¶nne nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG insbesondere bei Diensten
hÃ¶herer Art, wie zweifelsfrei Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeiten, zur funktionsgerecht
dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess des Arbeitgebers verfeinert sein. Vertreter
von Ã�rzten in vertragsÃ¤rztlichen Praxen stÃ¼nden nach hÃ¶chstrichterlicher
Rechtsprechung grundsÃ¤tzlich nur dann nicht in einem abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zum Praxisinhaber, wenn sie insbesondere nicht dessen
Weisungen unterliegen und allein die Verantwortung fÃ¼r die sachgerechte
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FortfÃ¼hrung der anvertrauten Praxis tragen. Dabei sei die TÃ¤tigkeit eines
Arztvertreters nicht schon deshalb als selbststÃ¤ndig anzusehen, weil er Ã¼ber die
Ã¤rztliche Behandlung frei entscheiden kÃ¶nne. Ein solches Recht kÃ¶nne z. B.
auch dem leitenden Arzt einer Krankenhausabteilung, der angestellt sei, vertraglich
eingerÃ¤umt sein. Wesentlich sei vielmehr, dass der Vertreter darÃ¼ber hinaus
auch bei der Einteilung und AusfÃ¼hrung aller ihm als Arztvertreter obliegenden
Arbeiten grundsÃ¤tzlich nicht den Weisungen des Praxisinhabers unterworfen sei,
sondern die Praxis in eigener Verantwortung fÃ¼hre. Der Arztvertreter nehme fÃ¼r
die Dauer seiner TÃ¤tigkeit die Stelle des Praxisinhabers ein und erfÃ¼lle, soweit in
der Arztpraxis Arbeitnehmer tÃ¤tig seien, zeitweilig selbst dessen
Arbeitgeberfunktion. Dies sei hÃ¤ufig dann der Fall, wenn der Praxisinhaber
lÃ¤ngere Zeit erkrankt, auf Reisen oder tatsÃ¤chlich nicht in der Lage sei, von
einem ihm zustehenden Weisungsrecht in Ã¤rztlich zu verantwortender Weise
Gebrauch zu machen. Dies treffe auf die VertretungstÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin nach
Auffassung der Beklagten nicht zu. Die KlÃ¤gerin habe im Rahmen befristeter
Praxisvertretungen, die auf zwei bzw. drei halbe Tage begrenzt gewesen seien,
Sprechstunden bei Erziehungszeiten und gegebenenfalls Urlaub von Dr. N. sowie bei
Urlaub und sonstiger Abwesenheit des Herrn R. Ã¼bernommen und kostenlos die
Betriebsmittel und Einrichtungen der Gemeinschaftspraxis genutzt. Sie habe die
Patienten medizinisch behandelt, die ihr zugeteilt worden seien. Abgerechnet
worden sei ein Stundensatz von 65 EUR. Die Vertretung der abwesenden
Praxispartner durch die KlÃ¤gerin habe sich dabei auf die Ã¤rztliche Behandlung
beschrÃ¤nkt, die durch den jeweiligen Praxispartner aus persÃ¶nlichen GrÃ¼nden
vorÃ¼bergehend kurzzeitig nicht habe erfolgen kÃ¶nnen. Ihre
Arbeitgeberfunktionen gegenÃ¼ber den bei der Gemeinschaftspraxis
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmern hÃ¤tten die jeweiligen Praxisinhaber trotz
kurzzeitiger Abwesenheit aber vollumfÃ¤nglich selbst wahrgenommen und auch das
volle Unternehmerrisiko getragen. DarÃ¼ber hinaus sei der jeweils andere
Praxisinhaber ganz Ã¼berwiegend anwesend gewesen und habe seine
Arbeitgeberfunktionen gegenÃ¼ber den in der Gemeinschaftspraxis beschÃ¤ftigten
Arbeitnehmern erfÃ¼llt, so dass eine diesbezÃ¼gliche Vertretung durch die
KlÃ¤gerin in keiner Weise geboten gewesen sei. Die zeitweilige
eigenverantwortliche Ersetzung des Praxisinhabers auch hinsichtlich seiner
Arbeitgeberfunktionen sei nach der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung aber
gerade das entscheidende Kriterium, um einen Arztvertreter als selbststÃ¤ndig
TÃ¤tigen zu qualifizieren. Die Gemeinschaftspraxis sei durch eine gemeinsame
AusÃ¼bung der Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit durch mehrere Ã�rzte der gleichen oder
Ã¤hnlicher Fachrichtung in gemeinsamen RÃ¤umen mit gemeinsamer
Praxiseinrichtung, gemeinsamer KarteifÃ¼hrung und Abrechnung sowie mit
gemeinsamem Personal auf gemeinsame Rechnung geprÃ¤gt. Die Genehmigung
der gemeinsamen AusÃ¼bung vertragsÃ¤rztlicher TÃ¤tigkeit bewirke, dass die
Partner ihre Leistungen unter einer gemeinsamen Abrechnungssumme gegenÃ¼ber
der KV abrechnen kÃ¶nnten. Die Gemeinschaftspraxis trete dieser
dementsprechend wie ein Einzelarzt als einheitliche RechtspersÃ¶nlichkeit
gegenÃ¼ber. "Behandelnder Arzt" in der Gemeinschaftspraxis sei "die"
Gemeinschaft und nicht der einzelne Arzt, der ihr angehÃ¶re. Insoweit existiere, bei
grundsÃ¤tzlich gleicher betrieblicher Organisation, zwischen Einzelpraxis und
Praxisgemeinschaft durchaus ein ganz maÃ�geblicher Unterschied. Im Gegensatz
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zur Einzelpraxis kÃ¶nne eine Gemeinschaftspraxis auch bei lÃ¤ngerer Abwesenheit
eines Praxispartners als Betrieb durch den/die verbliebenen Partner und Arbeitgeber
fortgefÃ¼hrt und auch die dort erbrachten Leistungen gegenÃ¼ber der KV
entsprechend abgerechnet werden, ohne dass der fehlende Praxispartner als
Arbeitgeber "von auÃ�en" ersetzt werden mÃ¼sse. Ã�bernÃ¤hmen externe Ã�rzte
die Sprechstunden eines abwesenden Praxispartners, sei dies dann nur im Rahmen
einer fremden Betriebsorganisation mÃ¶glich. Auch wenn es der KlÃ¤gerin
freistehe, an welchen Tagen sie Vertretungen Ã¼bernehmen wolle, stelle dies kein
wesentliches Merkmal fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit dar. Es bestehe eine
tatsÃ¤chliche Verpflichtung, die Ã¼bertragenen Aufgaben zu einem bestimmten
Zeitpunkt auszufÃ¼hren und wÃ¤hrenddessen dauerhaft anwesend zu sein. Dass
sie im Vorfeld selbst Einfluss auf den jeweiligen Zeitpunkt ihrer Dienste nehmen
kÃ¶nne, spreche nicht fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit. Absprachen Ã¼ber
den zeitlichen Beginn und zeitlichen Umfang einer TÃ¤tigkeit wÃ¼rden
Ã¼blicherweise auch bei der BegrÃ¼ndung abhÃ¤ngiger
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse, insbesondere bei befristeten oder Teilzeit-
ArbeitsverhÃ¤ltnissen, getroffen. Die KlÃ¤gerin sei insofern in eine fremde
Praxisorganisation eingebunden und unterscheide sich in keiner Weise von
angestellten Ã�rzten. Sie nutze kostenlos die (fremde) Praxiseinrichtung und das
zur VerfÃ¼gung gestellte Material und arbeite mit dem Praxispersonal (kostenlos)
zusammen. Auch wenn sich diese UmstÃ¤nde aus der Natur der Sache ergeben,
spreche dies fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung. Das Tragen eigener
Arbeitskleidung, die fehlende namentliche Aufnahme auf der Homepage, dem
Praxisschild und dem Praxisbriefkopf betreffe weniger die Eingliederung in
ArbeitsablÃ¤ufe als vielmehr die Bedingungen am Rande. DarÃ¼ber hinaus sei
nicht nachvollziehbar, dass das erstinstanzliche Gericht durch diese Ã¤uÃ�eren
UmstÃ¤nde eine Erkennbarkeit annehme, dass die KlÃ¤gerin keine angestellte
Ã�rztin der Praxis sei. Die KlÃ¤gerin werde nach auÃ�en in keinster Weise
dargestellt. Rezepte, Befundberichte etc. wÃ¼rden von der KlÃ¤gerin mit dem
Praxisstempel unterschrieben. Sie setze kein wesentliches eigenes Kapital mit dem
Risiko des Verlustes ein, trage insofern auch kein wesentliches Unternehmerrisiko.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 27. Juli 2017 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Berufung entgegengetreten und hat die Auffassung vertreten, dass die
Beklagte die Rechtsprechung des BSG missverstehe, wenn sie ausfÃ¼hre, dass das
entscheidende Kriterium fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sei, dass der
Praxisvertreter den Praxisinhaber auch hinsichtlich seiner Arbeitgeberfunktionen
vertreten mÃ¼sse. Zum einen sei bereits klar, dass der Praxisvertreter niemals
vollstÃ¤ndig an die Stelle des Praxisinhabers als Arbeitgeber treten kÃ¶nne.
Rechtlicher Arbeitgeber bleibe der Praxisinhaber, gegen diesen richteten sich
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weiterhin die VergÃ¼tungsansprÃ¼che und sonstige AnsprÃ¼che der angestellten
Arbeitnehmer aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Soweit es um die AusÃ¼bung des
arbeitgeberseitigen Weisungsrechts gehe, sei dies fÃ¼r die Frage, ob eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit des Praxisvertreters
vorliege, unergiebig, da auch hochrangige BeschÃ¤ftigte (Chefarzt) sogar ein
umfassendes Weisungsrecht gegenÃ¼ber nachgeordneten Mitarbeitern haben
kÃ¶nnten, ohne dass dadurch eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit begrÃ¼ndet werde.
Entscheidend sei daher, wie das BSG in seiner Entscheidung betont habe, dass der
Vertreter in AusÃ¼bung seiner TÃ¤tigkeit als Arztvertreter nicht den Weisungen des
Praxisinhabers unterworfen sei und somit nicht im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, sondern aufgrund eines freien Dienstvertrages
tÃ¤tig werde. Kennzeichnend hierfÃ¼r sei, dass der Arztvertreter als Inhaber eines
freien Berufes nicht in die Hierarchie des Betriebes als dienendes,
weisungsgebundenes Glied eingeordnet sei. Bei der Feststellung, dass der
Praxisvertreter fÃ¼r die Dauer seiner TÃ¤tigkeit zeitweilig selbst diese
Arbeitgeberfunktionen ausÃ¼be, stelle das BSG daher entscheidend darauf ab, dass
der Praxisvertreter in die Rolle des vertretenen Praxisinhabers schlÃ¼pfe und nicht
seinerseits aufgrund fremder Weisungsbefugnis dienendes Glied in einer
fremdbestimmten Organisation sei. So liege es in ihrem Fall. Sie habe bei ihrer
Praxisvertretung keinen Vorgesetzten. Sie unterliege weder dem Weisungsrecht des
nicht vertretenen Praxisinhabers noch des Vertretenen. Umgekehrt Ã¼be sie bei
ihrer TÃ¤tigkeit als Praxisvertreter in gleicher Weise Arbeitgeberfunktionen
gegenÃ¼ber den angestellten Arbeitnehmern aus wie der Vertretene, soweit dies
fÃ¼r den Praxisvertreter erforderlich sei. Sie bestimme, an welchen Tagen sie
anwesend sei und Patienten annehmen kÃ¶nne und an welchen Tagen nicht. Sie
erteile entsprechende Weisungen an die Mitarbeiterinnen. Organisatorische Dinge
bespreche sie mit dem Praxisteam. Dabei seien ihre Weisungen zu beachten.
KÃ¶nne sie Patiententermine nicht annehmen, wÃ¼rden diese auf ihre Weisung
abgesagt bzw. auf einen anderen Tag verschoben. Entscheidend sei aber, dass den
Ã¼brigen Praxisinhabern die Rechtsmacht fehle, ihr Weisungen zu erteilen. Darauf
stelle das BSG in seiner Entscheidung maÃ�geblich ab. Sie kÃ¶nne allein
entscheiden, wann und wie hÃ¤ufig sie tÃ¤tig werde. Darin liege der fundamentale
Unterschied zur BeschÃ¤ftigung eines angestellten Arztes. FÃ¼r die Frage, ob sie
ihre TÃ¤tigkeit als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigte oder selbststÃ¤ndig TÃ¤tige
ausgeÃ¼bt habe, sei es ohne Belang, dass die Gemeinschaftspraxis gegenÃ¼ber
der kassenÃ¤rztlichen Vereinigung als einheitliche RechtspersÃ¶nlichkeit auftrete.
Sie habe eine Abrechnung der Leistungen gegenÃ¼ber der KV nicht vorgenommen,
sondern gegenÃ¼ber der Gemeinschaftspraxis auf der Basis eines Stundenlohns
abgerechnet. In dem vom BSG entschiedenen Fall sei ein monatliches Gehalt
bezahlt worden. Soweit die Beklagte der Ansicht sei, es stelle kein wesentliches
Merkmal fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit dar, dass es ihr freistehe, an welchen
Tagen sie Vertretungen Ã¼bernehmen wolle, isoliere sie sich von der zitierten
Rechtsprechung des LSG und des BSG. Soweit die Beklagte darauf abstelle, dass sie
kostenlos die (fremde) Praxiseinrichtung und das zur VerfÃ¼gung gestellte Material
nutze und mit dem Praxispersonal (kostenlos) zusammenarbeite, wiederhole diese
nur ein bereits widerlegtes Argument. Dies alles trete, worauf das BSG abstelle,
gegenÃ¼ber der Tatsache zurÃ¼ck, dass der Praxisvertreter bei der AusÃ¼bung
der TÃ¤tigkeit als Arztvertreter nicht den Weisungen des Praxisinhabers
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unterworfen sei. Dass sie keine Arbeitskleidung zu tragen habe, weder auf der
Homepage, noch auf dem Praxisschild und dem Praxisbriefkopf aufgefÃ¼hrt sei, es
in Bezug auf sie kein Zeiterfassungssystem gebe und sie auch nicht an den
Teambesprechungen teilnehmen mÃ¼sse sowie ihre Termine frei absagen und
verschieben kÃ¶nne, spreche fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit. Auch das
Argument der Beklagten, sie werde nach auÃ�en in keiner Weise dargestellt,
Rezepte, Befundberichte etc. wÃ¼rden von ihr mit dem Praxisstempel
unterschrieben, Ã¼berzeuge nicht. Sie trete nicht als PraxisÃ¤rztin auf. Das sei
richtig, deshalb werde sie auch nicht nach auÃ�en als Ã�rztin der
Gemeinschaftspraxis dargestellt. Das spreche aber fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit. Soweit dies zuweilen fÃ¼r Verwirrungen bei den Patienten fÃ¼hre, gebe
sie sich als Praxisvertretung zu erkennen und habe ihre eigenen
Belehrungsformulare, die ihr von ihrer eigenen Haftpflichtversicherung
vorgeschrieben seien. Rezepte usw. unterschreibe sie nicht einfach mit dem
Praxisstempel, sondern mit dem Zusatz "i. V.".

Die Beigeladenen haben keinen Antrag gestellt.

Mit SchriftsÃ¤tzen vom 30.07.2019, 01.08.2019, 06.08.2019, 09.08.2019 und
18.08.2019 haben die Beteiligten ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung durch
Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die beigezogenen Akten der Beklagten
sowie die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die eingelegte Berufung der Beklagten, Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis
der Beteiligten durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§ 124 Abs.
2 Sozialgerichtsgesetz [SGG]), ist nach Â§Â§ 143, 144, 151 SGG statthaft und auch
sonst zulÃ¤ssig. BerufungsausschlieÃ�ungsgrÃ¼nde liegen nicht vor (Â§ 144 SGG).

Die Berufung der Beklagten ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Das SG hat der kombinierten
Anfechtungs- und Feststellungsklage der KlÃ¤gerin (Â§ 54 Abs. 1, Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1
SGG) zu Recht stattgegeben. Die KlÃ¤gerin hat Anspruch auf die begehrte
Feststellung.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die angefochtenen Bescheide ist Â§ 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV.
Nach dieser Vorschrift kÃ¶nnen die Beteiligten schriftlich eine Entscheidung der
nach Â§ 7a Abs. 1 Satz 3 SGB IV zustÃ¤ndigen Beklagten beantragen, ob eine
BeschÃ¤ftigung vorliegt, es sei denn, die Einzugsstelle oder ein anderer
VersicherungstrÃ¤ger hatte im Zeitpunkt der Antragstellung bereits ein Verfahren
zur Feststellung einer BeschÃ¤ftigung eingeleitet. Die Beklagte entscheidet
aufgrund einer GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalles, ob eine
BeschÃ¤ftigung vorliegt (Â§ 7a Abs. 2 SGB IV). Das Verwaltungsverfahren ist in den
AbsÃ¤tzen 3 bis 5 geregelt. Einen entsprechenden Antrag auf Statusfeststellung hat
vorliegend die KlÃ¤gerin gestellt. Ein vorheriges Verfahren zur Feststellung einer
BeschÃ¤ftigung durch einen anderen VersicherungstrÃ¤ger oder die Einzugsstelle
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ist nicht ersichtlich. Dem steht auch der bei der Beklagten gestellte Antrag der
KlÃ¤gerin vom 19.09.2014 auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach Â§ 6
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI nicht entgegen.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt eine BeschÃ¤ftigung voraus,
dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer
BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte
in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der
AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â��
eingeschrÃ¤nkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess"
verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich
durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen
BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und
die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob
jemand beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich ausgehend von den
genannten UmstÃ¤nden nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und hÃ¤ngt
davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen (st. Rspr. vgl. zum Ganzen z. B. BSG,
Urteile vom 30.04.2013 â�� B 12 KR 19/11 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 21 Rdnr. 13
m. w. N; und vom 29.08.2012 â�� B 12 KR 25/10 R â�� BSGE 111, 257 = SozR
4-2400 Â§ 7 Nr. 17, Rdnr. 15 m. w. N.; zur VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der Abgrenzung
zwischen BeschÃ¤ftigung und selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit, vgl. BVerfG
[Kammer-]Beschluss vom 20.05.1996 â�� 1 BvR 21/96 â�� SozR 3-2400 Â§ 7 Nr. 11
). Die Zuordnung einer TÃ¤tigkeit nach deren Gesamtbild zum rechtlichen Typus der
BeschÃ¤ftigung bzw. der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit setzt dabei voraus, dass alle
nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht kommenden UmstÃ¤nde
festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und gewichtet, in die
Gesamtschau mit diesem Gewicht eingestellt und nachvollziehbar, d. h. den
Gesetzen der Logik entsprechend und widerspruchsfrei gegeneinander abgewogen
werden (vgl. insoweit insbesondere BSG, Urteil vom 25.04.2012 â�� B 12 KR 24/10
R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 15). Fehlen zwingende gesetzliche Rahmenvorgaben
und kann die â�� wie im vorliegenden Fall â�� zu prÃ¼fende TÃ¤tigkeit sowohl in
der Form einer BeschÃ¤ftigung als auch in der einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
erbracht werden, kommt den vertraglichen Vereinbarungen zwischen
Arbeitnehmer/Auftragnehmer und Arbeitgeber/Auftraggeber zwar keine allein
ausschlaggebende, so doch eine gewichtige Rolle zu. Zwar haben es die
Vertragsparteien nicht in der Hand, die kraft Ã¶ffentlichen Rechts angeordnete
Sozialversicherungspflicht durch bloÃ�e Ã¼bereinstimmende WillenserklÃ¤rung
auszuschlieÃ�en. Dem Willen der Vertragsparteien, keine
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung begrÃ¼nden zu wollen, kommt nach
der Rechtsprechung des BSG aber indizielle Bedeutung zu, wenn dieser Wille den
festgestellten sonstigen tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen nicht offensichtlich
widerspricht und er durch weitere Aspekte gestÃ¼tzt wird bzw. die Ã¼brigen
UmstÃ¤nde gleichermaÃ�en fÃ¼r SelbststÃ¤ndigkeit wie fÃ¼r eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung sprechen (vgl. BSG, Urteil vom 18.11.2015 â�� B 12 KR 16/13 R â��
BSGE 120, 99 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 25, Rdnr. 26 m. w. N.; s. hierzu auch BSG,
Urteil vom 14.03.2018 â�� B 12 R 3/17 R â��, Juris).
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Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze gelangt der Senat unter AbwÃ¤gung
aller UmstÃ¤nde in Ã�bereinstimmung mit dem SG zu der Ã�berzeugung, dass die
KlÃ¤gerin in ihrer TÃ¤tigkeit als VertretungsÃ¤rztin in der Gemeinschaftspraxis des
Dr. N. und des Arztes R. nicht abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt ist und damit nicht der
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach
dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung unterliegt. Das SG hat den Sachverhalt, dessen
Tatsachen zwischen den Beteiligten nicht streitig sind, zutreffend gewÃ¼rdigt. Der
Senat macht sich diese AusfÃ¼hrungen insgesamt zu eigen und sieht daher, um
unnÃ¶tige Wiederholungen zu vermeiden, diesbezÃ¼glich von einer Wiedergabe
der EntscheidungsgrÃ¼nde weitgehend ab (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

ErgÃ¤nzend ist insbesondere in Bezug auf den Vortrag im Berufungsverfahren auf
Folgendes hinzuweisen: Der Senat folgt, wie bereits das SG, den GrundsÃ¤tzen, die
das BSG in seinem Urteil vom 27.05.1959 (â�� 3 RK 18/55 â��, juris) aufgestellt hat.
Danach unterliegt der Praxisvertreter aufgrund seiner Stellung und der
Verantwortung, die er fÃ¼r die Behandlung und die FÃ¼hrung der Praxis trÃ¤gt und
die er nicht auf den oder die Praxisinhaber "abwÃ¤lzen" kann, grundsÃ¤tzlich nicht
den Weisungen der Praxisinhaber. Er steht damit nicht in einer persÃ¶nlichen
AbhÃ¤ngigkeit zu den Praxisinhabern. Die UnabhÃ¤ngigkeit der KlÃ¤gerin in dem
vorliegenden Fall beschrÃ¤nkt sich nicht nur auf ihre Ã¤rztliche TÃ¤tigkeit im
engeren Sinn, sondern betrifft auch alle ihr als Arztvertreterin obliegenden Arbeiten.
Insoweit gehen die Freiheiten in dem hier zu entscheidenden Fall Ã¼ber die der
Entscheidung des BSG zugrundeliegenden Fallgestaltung noch hinaus, denn
vertraglich hat sich die KlÃ¤gerin noch nicht einmal zu einem konkreten Umfang der
VertretertÃ¤tigkeit verpflichtet. Nach dem unbestrittenen Vortrag der Beteiligten
und dem Ergebnis der Ermittlungen des SG ist es vielmehr so, dass die KlÃ¤gerin
den Umfang ihrer TÃ¤tigkeit anbietet und entsprechende Absprachen erfolgen, die
dazu fÃ¼hren, dass, bedingt durch die erforderliche Betreuung der Kinder der
KlÃ¤gerin, regelmÃ¤Ã�ig der Montag- und Mittwochvormittag von ihr mit
Sprechstunden abgedeckt werden, teilweise auch der Freitagvormittag. Im
Gegensatz zu abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten fehlt es an der Vereinbarung einer festen
Dauer und einer verbindlichen Absprache zur Lage der Arbeitszeit, die von der
KlÃ¤gerin regelmÃ¤Ã�ig vorgegeben werden konnte und vorgegeben werden kann.
Dementsprechend gibt es fÃ¼r die KlÃ¤gerin keine Zeiterfassung, vielmehr spricht
sie eigenverantwortlich Fehlzeiten, Urlaub oder sonstige Verhinderungen nicht mit
den Praxisinhabern ab, sondern mit dem Personal an der Anmeldung, welches die
Koordinierung Ã¼bernimmt und ggf. dafÃ¼r sorgt, dass Patienten auf einen
anderen Tag einbestellt werden. Damit unterscheidet sich die Stellung der
KlÃ¤gerin auch diesbezÃ¼glich erheblich von angestellten Ã�rzten, die
regelmÃ¤Ã�ig Ã¼ber eine vereinbarte feste (monatliche) VergÃ¼tung und
Arbeitszeit verfÃ¼gen und damit ohne Zweifel in einem AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis
stehen. Eine entsprechende Vorgesetztenstellung der Praxisinhaber lÃ¤sst sich
weder den vertraglichen Vereinbarungen zwischen den Beteiligten entnehmen,
noch kommt sie mit Blick auf die Art und Weise der Ausgestaltung der TÃ¤tigkeit
der KlÃ¤gerin in der Praxis zum Tragen. Die Beklagte verkennt bezogen auf die
UnabhÃ¤ngigkeit des Vertretungsarztes die Tragweite der Aussagen im zitierten
Urteil des BSG, das nur beispielhaft auf den Umstand einer lÃ¤ngeren Vertretung
des alleinigen Praxisinhabers abgestellt hat. Wesentlich ist nach dieser
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Rechtsprechung hingegen die bestimmende Einflussnahme auf die AusfÃ¼hrung
der Obliegenheiten des Vertreters. Eine solche Einflussnahme lÃ¤sst sich hier nicht
feststellen, denn die UnabhÃ¤ngigkeit der KlÃ¤gerin zeigt sich nicht nur bezogen
auf ihre Ã¤rztliche TÃ¤tigkeit, sondern auch bezogen auf die "eigene"
Behandlungspraxis, die sie zu den jeweiligen TÃ¤tigkeitszeiten Ã¼bernimmt und die
sie nicht nur bezogen auf die Ã¤rztliche TÃ¤tigkeit eigenverantwortlich
auszufÃ¼hren hat, sondern eben und gerade auch in Bezug auf die Anleitung des
medizinischen Hilfspersonals, der Dokumentation und Rechnungsstellung.
Vertraglich hat sie zudem die alleinige Verantwortung fÃ¼r die ordnungsgemÃ¤Ã�e
FÃ¼hrung der Praxis fÃ¼r Rechnungen des Praxisinhabers Ã¼bernommen. Dass
zur selben Zeit andere Ã�rzte und insbesondere einer oder beide Praxisinhaber "vor
Ort" sind, belegt in diesem Kontext keine AbhÃ¤ngigkeit und keine
Weisungsgebundenheit von diesen und damit auch keine BeschÃ¤ftigung. Die
KlÃ¤gerin wendet zu Recht ein, dass der Praxisvertreter mit der Ã�bernahme der
Vertretung â�� auch bei lÃ¤ngerfristiger Vertretung â�� nicht in die rechtliche
Stellung eines Arbeitgebers eintritt. FÃ¼r dessen Hauptpflichten wie VergÃ¼tung,
Entlassung oder Anstellung von Personal ist und bleibt der Praxisinhaber
verantwortlich, sodass aus den AusfÃ¼hrungen der Beklagten zur
Gemeinschaftspraxis, die geprÃ¤gt sei durch die gemeinsame AusÃ¼bung der
Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit durch mehrere Ã�rzte, nichts fÃ¼r die Abgrenzung der
Stellung der KlÃ¤gerin als Vertreterin eines oder mehrerer Ã�rzte einer solchen
Gemeinschaft abgeleitet werden kann. Denn den von der Beklagten behaupteten
maÃ�geblichen Unterschied zu einer Einzelpraxis vermochte der Senat nicht in
entscheidungserheblicher Weise nachzuvollziehen, da die FortfÃ¼hrung des
Betriebes in GÃ¤nze auch vom Praxisvertreter einer Einzelpraxis schon rechtlich
nicht geleistet werden kann. Der Unterschied zu angestellten Ã�rzten, auch mit
hoher Verantwortung und Weisungsbefugnis (Chefarzt), ergibt sich aus der oben
bereits beschriebenen UnabhÃ¤ngigkeit der KlÃ¤gerin nach der vertraglichen
Vereinbarung und dem tatsÃ¤chlichen Bild der AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit, wie sie
vom SG skizziert wurde. Diese UnabhÃ¤ngigkeit besteht frei von Weisungen der
Praxisinhaber, und allein dies ist nach der Rechtsprechung des BSG entscheidend.
An der Selbstbestimmtheit der TÃ¤tigkeit Ã¤ndert â�� wie das BSG ausgefÃ¼hrt hat
â�� auch die Verpflichtung nichts, Sprechstunden in den PraxisrÃ¤umen
durchzufÃ¼hren, die kassenarztrechtlichen Verpflichtungen einzuhalten oder das
vorhandene Ã¤rztliche Hilfspersonal in Anspruch zu nehmen. Ebenso wenig kann
eine AbhÃ¤ngigkeit damit begrÃ¼ndet werden, dass die TÃ¤tigkeit im Rahmen
eines fremden "Arztbetriebes" ausgefÃ¼hrt wird. Auch hierzu hat das BSG
ausgefÃ¼hrt, dass eine "Eingliederung" nur angenommen werden kann, wenn ein
Ã�ber-/UnterordnungsverhÃ¤ltnis beschrieben werden kann, welches hier schon
wegen des Fehlens entsprechender Vereinbarungen im Vertretervertrag nicht
besteht. Denn die Stellung der KlÃ¤gerin unterscheidet sich â�� wie bereits
ausgefÃ¼hrt â�� von derjenigen anderer, die in eine Ã¤rztliche Praxis oder Klinik
eingegliedert sind, allein dadurch, dass ein Vorgesetzter (wie dies selbst bei einem
Oberarzt oder Chefarzt der Fall ist) nicht festgestellt werden kann. Die Beklagte
verkennt insoweit, dass die KlÃ¤gerin als Arztvertreterin â�� wie auch der
Kassenarzt selbst â�� einen freien Beruf ausÃ¼bt und daher schon nicht in eine
Hierarchie eines Betriebes als dienendes, weisungsgebundenes Glied eingeordnet
ist. Anderes ergibt sich im konkreten Fall weder aus den vertraglichen Regelungen,
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noch lÃ¤sst sich solches tatsÃ¤chlich nach Einvernahme der Beteiligten durch das
SG feststellen. Folgerichtig verfÃ¼gt die KlÃ¤gerin auch selbst Ã¼ber die
notwendigen Versicherungen und nutzt eine eigene AufklÃ¤rungsdokumentation.

FÃ¼r den Senat ist damit auch nicht von entscheidender Bedeutung, dass ein
unternehmerisches Risiko der KlÃ¤gerin nur in einem geringen MaÃ�e festgestellt
werden kann. Dies liegt in der Stellung freiberuflich TÃ¤tiger begrÃ¼ndet, die
regelmÃ¤Ã�ig und vorrangig die eigene Arbeitskraft einsetzen. Damit spricht dieser
Umstand vorliegend jedenfalls nicht gegen eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit.

Auch die Abrechnung der Leistung Ã¼ber einen vereinbarten Stundenlohn, den die
KlÃ¤gerin am Monatsende der Gemeinschaftspraxis in Rechnung stellt, ist nicht
mehr als ein Indiz und spricht nicht zwingend fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung
(vgl. Urteil LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 21.02.2017 â�� L 11 R 2433/16 â��,
juris).

Die Berufung der Beklagten konnte daher keinen Erfolg haben. Das Urteil des SG
war im tenorierten Umfang lediglich dahingehend klarzustellen, dass Gegenstand
der Entscheidung der Beklagten nicht die Beitragspflicht, sondern die
Versicherungspflicht der KlÃ¤gerin war (siehe hierzu auch BSG, Urteil vom
26.02.2019 â�� B 12 R 8/18 R â��, juris). Der von der KlÃ¤gerin im Klageverfahren
so gestellte Antrag war entsprechend sachdienlich auszulegen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG (vgl. BSG, Urteil vom 05.10.2006
â�� B 10 LW 5/05 R â��, BSGE 97, 153-158, SozR 4-1500 Â§ 183 Nr. 4). Kosten der
Beigeladenen waren nicht zu erstatten, da diese keine AntrÃ¤ge gestellt haben.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 30.08.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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